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Diesel-Problematik

Alternative Fantasien
Schade, dass unser früherer Bürgermeis-

ter und späterer Regierungspräsident Wil-
fried Schmied in seinem Leserbrief zur
»Diesel-Problematik« bekennt, dass er nie
einen Diesel besessen hat. Löst doch dieses
Brummen und Vibrieren besonders bei se-
niorentauglichen Geschwindigkeiten groß-
artiges Vertrauen in eine grandiose Techno-
logie aus. Stattdessen verheddern sich seine
Fantasien im Treiben der Deutschen Um-
welthilfe, die mit ihren Klagen angeblich
Milliardenwerte vernichtet. Dabei fordert
der Verein lediglich ein, dass sich Behörden,
Politik und Industrie an geltendes Recht
halten. Die Höhe irgendwelcher Grenzwer-
te ist dabei völlig ohne Belang. Entschei-
dend ist, dass sie Teil der Gesetzgebung
sind. Wir Bürger und Dieselfahrer haben
ein Recht darauf, dass sich auch Behörden,
Politik und Industrie an Gesetze halten und
entsprechend handeln.

Die Grenzwerte existieren schon lange,
wurden bereits mehrfach routinemäßig
überprüft – auch jetzt wieder 2019, ganz
ohne den Jammerbrief unseres jämmerli-
chen Autoministers nach Brüssel. Es war
seit Jahren abzusehen, dass die gesetzlich
festgelegten Grenzwerte gerissen werden,
wenn nichts geändert wird. Deshalb hat die
Politik der Autoindustrie Vorgaben ge-
macht. Obwohl ihre Lobbyisten bei der
Festlegung dieser Vorgaben natürlich mit
am Tisch saßen, hat sich die Industrie dann
für Betrug statt Fortschritt entschieden.
Die Politik hat sich entschieden, diesen Be-
trug nicht zu ahnden und selbst keine ent-
lastenden Mobilitätskonzepte zu entwi-
ckeln. Es ist dieser Klüngel, der Milliarden-
werte vernichtet, nicht die Deutsche Um-
welthilfe. Wer die deutsche (Auto-)Industrie
wirklich und dauerhaft unterstützen will,
muss ihr stets neue Spitzenleistungen ab-
verlangen und darauf achten, dass sie er-
bracht werden.

Und dann ist da noch eine Fantasie unse-
res Ex-RP: Die Abschaffung der Verbands-
klage. Die wurde aus guten Gründen einge-
führt, damit die Entscheidungseliten in Ge-
nehmigungsbehörden (wie z.B. einem Re-
gierungspräsidium) auch die Interessen be-
troffener Lebensräume (Natur- und Um-
welt der Menschen) ausreichend würdigen
müssen. Die Verbandsklage ist ein Werk-
zeug zum Schutz vor Klüngelei von Politik,
Behörden, Industrie und Investoren.

In diesem Zusammenhang möchte ich auf
eine Äußerung von Sebastian Sommer vom
Outlet-Betreiber Neinver verweisen, die bei
einer Podiumsdiskussion zum Factory Out-
let Center Anfang August 2018 in Pohlheim
sinngemäß zu hören war: »Die meisten Out-
let Center von Neinver waren zu Beginn der
Planung nicht genehmigungsfähig.« Und
dann frage ich mich, warum sie doch ge-
nehmigt wurden. Ist es die Klüngelei von
Entscheidungseliten hinter verschlossenen
Türen, die bestehende Planungsvorgaben
für die jeweiligen Flächen außer Kraft
setzt? Wir können es nicht wissen. Aber zur
Durchsetzung unserer Interessen brauchen
wir Verbände wie die Deutsche Umwelthil-
fe, das Verbandsklagerecht und das Recht
auf Sammelklagen … und keine alternati-
ven Fantasien eines (ehemaligen) Regie-
rungspräsidenten.

Dr. GerhardWeissler, Hungen

Artenvielfalt

Die Nerven liegen blank
Zu »Knatsch um Runden Tisch« (GAZ vom

4. Februar):
Es ist schon verwunderlich, wie die CDU

mit den Freien Wählern im Schlepptau bei
der letzten Stadtverordnetenversammlung
in Hungen auf einen Antrag der Grünen rea-
gierte. Ziel des Antrags war, mit den Akteu-
ren der Gemeinde einen Runden Tisch zu in-
stallieren, der sich dem Thema Biodiversität
widmet. Zur Begründung hatte Frank
Bernshausen (Grüne) am Beispiel des Bie-
nen- und Insektensterbens auf die schrump-
fende Artenvielfalt hingewiesen, was ein An-
zeichen dafür ist, wie das Handeln von Men-
schen die Erde langfristig ruiniert.

Schon diese Idee war offenbar zu viel für
Manfred Paul (CDU), der auch Vorsitzender
des Kreisbauernverbands ist, und natürlich
für Norbert Marsfelde (CDU) – ebenfalls
Landwirt in der Großgemeinde. Wie blank
müssen die Nerven liegen, wenn schon ein
einfaches Gesprächsangebot über Strategien
zur Erhaltung der Artenvielfalt an alle, die
etwas bewegen können, zu Beschimpfungen,
ironischen Kommentaren und letztlich Ab-
lehnung führt?

Dabei kommt das Wort Biodiversität im
frisch verabschiedeten Koalitionsvertrag
zwischen CDU und Grünen immerhin acht-
mal vor. Dort ist sogar von einer hessischen
Biodiversitätsstrategie die Rede. Und es fin-
den sich Sätze wie: »Sie (die Agrarpolitik)
muss den gesellschaftlichen Erwartungen
entsprechen und daher künftig stärker in
der Lage sein, landwirtschaftliche Erzeu-
gung mit öffentlichen Gütern wie zum Bei-
spiel dem Erhalt von Kulturlandschaften,

dem Schutz von Natur, Klima, Umwelt und
Biodiversität sowie den Anforderungen an
das Tierwohl zu verbinden.« Auch ein »Mo-
dellforstamt für Biodiversität« soll einge-
richtet und Forschungsaktivitäten zur Biodi-
versität sollen unterstützt werden.

Da würde ich schon sagen, dass es reich-
lich Gesprächsbedarf gibt. Und das natür-
lich nicht nur mit Land- und Forstwirt-
schaft, auch mit Obst- und Gartenbauverei-
nen, mit Haus- und Grundstücksbesitzern,
mit all denen, die im weitesten Sinn Land-
schaftspflege betreiben.

Schade, dass es im Parlament nicht mög-
lich war, einen Runden Tisch zum Thema
»Biodiversität« gegen die Empfindlichkeiten
einzelner Landwirte auf den Weg zu bringen.
Sie hätten dort ja auch die Chance gehabt
zu zeigen, was sie in Sachen Artenvielfalt
wirklich leisten. Jetzt wird sich zum Glück –
soweit ich gehört habe – der Magistrat di-
rekt in Person von Bürgermeister Rainer
Wengorsch der Sache annehmen.

DieterWagner, Hungen

»Spielregeln« einhalten
Wir freuen uns über jede Zuschrift, bit-
ten jedoch darum, unsere »Spielregeln«
(Lesbarkeit, Adresse, Telefonnummer)
einzuhalten. Kürzungen müssen wir
uns dennoch vorbehalten.

FRÜHLINGSGEFÜHLE IM FEBRUAR – gesehen in der Wieseckaue. (Foto: Schepp)

Verkehrspolitik

»Autominister« wäre
für Scheuer treffender
Zu »Kein Tempolimit auf der Autobahn

(GAZ vom 29. Januar):
Wessen Interessen vertritt eigentlich Ver-

kehrsminister Scheuer? Unser Verkehrsmi-
nister befürchtet Massenproteste frustrier-
ter Autofahrer, falls es vermehrt zu Fahr-
verboten wie in Stuttgart kommen sollte,
wo etwa 800 Personen auch in gelben Wes-
ten gegen ein Fahrverbot demonstrierten.

Zunächst einmal frage ich mich, ob der
Titel »Verkehrsminister« berechtigt ist.
»Autominister« träfe es wohl eher. Minister
Scheuer hofiert Autohersteller und Auto-
fahrer in der Hoffnung, dass ihm dies mehr
Popularität einbringen wird.

Er wehrt sich gegen ein Tempolimit auf
Autobahnen mit dem Hinweis, dass man
den Autofahrern nicht ihre Freiheit nehmen
könne.

Dies grenzt geradezu an eine Vergewalti-
gung des Begriffes »Freiheit«. Definiert sich
Freiheit darüber, dass ich ohne Tempolimit
auf der Autobahn anderen die Freiheit neh-
me, zum Beispiel einen Lkw zu überholen,
indem ich die Überholspur zu meinem Ei-
gentum erkläre?

Als Verkehrsminister hat er auch eine Ver-
antwortung für Fußgänger, Radfahrer und
Autofahrer, die rücksichtsvoller unterwegs
sind. Des Weiteren muss er sich für den
ÖPNV starkmachen, um unsere Straßen zu
entlasten. Moderne Verkehrspolitik lässt
sich nicht mit Parolen wie »Freie Fahrt für
freie Bürger« aus den 70er Jahren gestalten.

Ein moderner Verkehrsminister sollte kei-
ne Lobbyarbeit für eine bestimmte Ziel-
gruppe betreiben, sondern die Interessen
aller vernünftig abwägen. Mit einem »wei-
ter so« werden sich die Verkehrprobleme
der Zukunft nicht lösen lassen. Herrn
Scheuer fehlen Visionen, die täglich von
motivierten Personen geäußert werden. Er
lässt sich von deutschen Gelbwesten, die
von ihrem Selbstverständnis in keiner Wei-
se mit denen in Frankreich zu vergleichen
sind, beeindrucken.

Die meisten sollten besser blaue Westen
tragen, um zu zeigen, für wen und was sie
eigentlich auf die Straße gehen.

Heiko Sichau, Wettenberg

»Fridays for Future«

Goldenes Kalb
Klimawandel
Zu »OB: Klimaschutz wichtiger als Un-

terricht« (GAZ vom 26. Januar):
Es ist schon bezeichnend, dass die Initia-

tive zur Demonstration der Schüler für
mehr Klimaschutz vom Religionsunterricht
ausging. Die christlichen Kirchen tanzen
mittlerweile um das Goldene Kalb Klima-
wandel. Es wird mit den Methoden Angst
und Schuld gearbeitet. CO2-Zertifikate
sind die moderne Version des mittelalterli-
chen Ablasshandels. Vielleicht wären die
Schüler besser in der Schule geblieben und
hätten in einem Naturwissenschaftsfach
über »Eine Korrelation ist notwendig, aber
nicht hinreichend« gesprochen.

Weiterhin könnten sie auch mit dem Ma-
thelehrer diskutieren, wie man durch die
Wahl des Startpunktes eine Statistik ver-
fälscht sowie durch die Wahl der Tempera-
turskala die Lage dramatisiert.

Vielleicht wäre mit dem Klassenlehrer
auch mal eine Fahrt mit dem Zug nach Vill-
mar zum Lahn-Marmormuseum interes-
sant. Dort stand auf einem Schild: »Vor 100
Millionen Jahren war es hier 10 Grad wär-
mer.«

Wem Naturwissenschaft nicht so liegt,
könnte auch mal den Klimavertrag von Pa-
ris durchnehmen. Demnach können zum
Beispiel die Schwellenländer weiterhin
Kohlekraftwerke bauen. Insgesamt planen
die großen CO2-Emittenten China und In-
dien zu ihren 2952 weitere 1617 Kohle-
kraftwerke. Selbst wenn die 28 EU-Staaten
ihre 468 Kohlekraftwerke komplett stillle-
gen, werden es immer noch 1149 mehr. Die
USA als zweitgrößter CO2-Emittent ist da-
bei gar nicht berücksichtigt.

In Deutschland hat sich trotz massivem
Ausbau von Windkraft und Solar der Aus-
stoß von CO2 im Bereich elektrische Ener-
gie kaum verringert. Das mag teilweise der
Stilllegung der Kernkraftwerke geschuldet
sein. Dem Beispiel Frankreichs mit seinem
geringen CO2-Ausstoß dank 72% Kernener-
gie möchte Deutschland aber nicht folgen.

Wie wäre es beim nächsten Religionsun-
terricht mal mit Kant? »Habe Mut, dich
deines eigenenVerstandes zu bedienen!«

Thomas Biemer, Gießen

Lärmbelästigung

In Beuern gab es bisher nicht mal Messungen
Zu »Kaum Raser am Rinnerborn gemes-

sen« (GAZ vom 6. Februar):
All die Berichte über Lärmbelästigung am

Rinnerborn in Alten Buseck kann man mitt-
lerweile nicht mehr lesen. Denkt irgendje-
mand, der am Rinnerborn wohnt, mal darü-
ber nach, welche Lärmbelästigung hier in
Beuern herrscht? Die Anwohner von Unter-
gasse und Fünfhausen, beides Hauptver-
kehrsstraßen durch Beuern, leiden genauso,
wenn nicht noch mehr. Die Häuser hier ste-
hen fast unmittelbar aneinander, die Straße
ist beginnend bei der Volksbank Richtung
Fünfhausen viel enger als der Rinnerborn.
Wohin bitte soll der Lärm hier ausweichen?
Tempo 30 gibt es nur in einem Teilbereich an
der Schule, davor und danach nicht. Fast der
komplette Verkehr aus der Rabenau fließt
durch Beuern. Bei Zählungen sind es in
Stoßzeiten innerhalb von sechs Minuten im
Schnitt 60 Fahrzeuge in beide Richtungen.
Wobei hier der Großteil aus Richtung Fünf-
hausen in Richtung Buseck fährt. Bei Staus
auf der A 5 fahren vor allem Lkw an der Ab-
fahrt Grünberg oder noch früher ab. Dieser
Verkehr fließt dann durch Beuern. Bäume
und Begrünungen, die den Lärm mit abfan-

gen könnten, sind in Beuern weitgehend
nicht vorhanden. So wie auch am Rinner-
born sind die Hauptverkehrszeiten zwischen
6 und 8 Uhr morgens und von 16 bis 18 Uhr.

Der Rinnerborn, einst als Umgehungsstra-
ße gebaut, ist in seiner Breite viel weitläufi-
ger, was man von Untergasse und Fünfhau-
sen nicht behaupten kann. Wenn Lkw durch
Beuern fahren, klappert bei uns das Geschirr
im Schrank. Selbst im Wiesgarten/Ecke
Prachtstraße, etwa 80 Meter von der Unter-
gasse entfernt, schlägt das Babyfon an.

In Beuern sind keine Parkbuchten vorhan-
den und wegen der Enge der Straße auch
nicht umsetzbar. Autos werden auf der Stra-
ße geparkt und sorgen für einen »Hindernis-
lauf« beim Verkehr. Manch einer meint wahr-
scheinlich, dass die dort abgestellten Autos
für Verkehrsberuhigung und weniger Laut-
stärke sorgen. Doch dem ist nicht so. Durch
das Anhalten und Anfahren entsteht noch
mehr Lärm. Unter anderem ab dem Gasthof
»Zur Post« ortsauswärts in Richtung Rabe-
nau und ab der Volksbank in Richtung Bu-
seck wird gerne mal Gas gegeben, weil man
den Straßenverlauf gut einsehen kann. Hat
sich jemand in Beuern schon mal öffentlich

über diese belastende Situation beschwert?
Meine Tochter lebte mit ihrem Mann und ei-
nem Säugling bis zu dessen dritten Lebens-
jahr am Rinnerborn in einem Haus ohne
Schallschutzfenster, das von außen nicht ge-
dämmt war und eine Haustür aus den siebzi-
ger Jahren hatte in dem Bereich, der nun
30er-Zone ist. Von extremer Lärmbelästi-
gung war nichts zu spüren. Das gilt auch für
die Zeit, als ich zum Babysitten vor Ort war
oder für Feiern im Garten.

Natürlich ist es an einer Hauptverkehrs-
straße lauter als in einem Wohngebiet. Wir in
Beuern leben damit, manchmal besser,
manchmal schlechter. Sollten wir jetzt auch
Schallschutzfenster beantragen und ständig
im Kampf mit dem Lärm leben? Auch unsere
Fenster bleiben zur Stoßzeit geschlossen.
Warum bekommt Alten Buseck Messungen
und teils Schallschutzfenster? In Beuern
wurden noch nicht mal Messungen durchge-
führt. Mein Vorschlag: Gleiches Recht für al-
le. Gerne können alle Lärmbekämpfer am
Rinnerborn sich einmal die Situation bei uns
vor Ort ansehen und anhören.

Sonja Damm, Buseck-Beuern
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